
Offener Brief an den Bundespräsidenten der     13.02.2015 
Bundesrepublik Deutschland 
 
 
 
Auszeichnung für Zivilcourage wäre ein besseres Zeichen als Ihre Kriegstreiberei 
Willkür und Schikane aller staatlichen Gewalt – Ohnmacht und Lähmung eines Volkes 
 
 
Sehr geehrter Herr Gauck, 
 

auch ich habe die Petition „Joachim Gauck: Verleihen Sie Tugce das Bundesverdienst-
kreuz“ unterzeichnet.  
 

Viele Bürger können es nicht verstehen, dass bisher noch nichts Neues über den Status der 
Prüfung zu lesen ist. Mich wundert es hingegen keineswegs. Denn, wer wie Sie für Krieg, 
Aufrüstung und „innere Unruhe“ ist, der kann es auch nicht begrüßen, dass es so couragierte 
Menschen wie Tugce gibt.  
 

Menschen die „unbewaffnet“ ohne Gewalt für Recht und Ordnung einstehen, kann man näm-
lich nicht mit „staatlicher“ Gewalt (bewaffnete Polizei) angehen. Und da hinter dieser Petition 
mittlerweile schon über 300.000 Menschen stehen, besteht hier eine Gefahr für das „merk-
würdige“ System BRD.  
 

Die „Regierung“ kommt zu Zeit sehr in Bedrängnis. Die Bürger fordern immer mehr ihre 
Rechte ein. Das Pegida so stark wurde, war nicht geplant, daher musste dagegen intrigiert 
werden. Es wurde nur ein spezieller Punkt (*Islamisierung*) von den Medien herausgefiltert, 
der zur Aufhetzung des Volkes genutzt wurde.  Nicht Pegida ist für diese Volksverhetzung 
verantwortlich, sondern die Medien, die wie die Regierung auch, fremd gesteuert werden. 
 

Leider sind die meisten Bürger durch die „Lügenmedien“ nicht so gut informiert, dass sie 
dieses makabere Spiel durchschauen können. Hier wird ganz bewusst von der „Regie-
rung“ das Volk gegeneinander aufgehetzt, damit die Schein!?!-Regierung in Ruhe weiterma-
chen kann wie bisher. 
 

Das Volk wird ganz bewusst damit von anderen Dingen, wie CETA, TTIP, Beamtenabbau etc. 
abgelenkt. Die Demokratie und die Grundrechte aus dem Grundgesetz werden immer mehr 
abgebaut bzw. unterlaufen. Über die Medien wird das Volk ganz bewusst getäuscht und belo-
gen. Pressefreiheit gibt es nicht mehr. Der Rechtstaat Bundesrepublik Deutschland existiert 
faktisch nicht mehr. 
 

Die Behörden, (staatlichen) Institutionen und selbst Gerichte halten sich nicht mehr an gelten-
des Recht und das Grundgesetz, was eigentlich als Übergangsverfassung dienen sollte, bis das 
DEUTSCHE VOLK  selbst eine neue Verfassung festlegt. Meine Beschwerden vor dem 
Bundesverfassungsgericht (BVerfG) wurden mit einer verfassungswidrigen Begründung ab-
gelehnt.  
 
Zitat aus dem Schreiben des BVerfG 

Auch ist es nach der Gesetzeslage nicht notwendig, Ihnen den Nichtannahmebe-
schluss näher zu begründen. Die Nichtannahme einer Verfassungsbeschwerde kann 
ohne Begründung erfolgen (§93d Abs. 1 Satz 3 BVerfGG). Dies dient der Entlas-
tung des Bundesverfassungsgerichtes.  



Damit sind die Bürger nun vollends entrechtet und der Willkür von Behörden, Ämter und 
anderer „staatlichen“ Organe ausgesetzt. Der §93 ist dahingehend verfassungswidrig, da die 
Gleichbehandlung GG Art. 3 nicht mehr gegeben ist. Es wird willkürlich festgelegt wer sein 
Recht einfordern kann und wer nicht.  
 

Da die Gewaltenteilung (gegenseitige „Kontrolle“) in der BRD nicht funktioniert, habe ich 
mich an die Europäische Menschenrechtskonvention gewandt. Aber auch hier konnte ich 
NICHTS erreichen, weil ich nicht den Status einer natürlichen Person besitze.  
 

Die Fragen, wer bzw. wie mir dieser Status der natürlichen Person entzogen wurde, konnte 
bzw. wollte man mir aber nicht beantworten. Auch das BVerfG konnte mir diese Fragen nicht 
beantworten. Also vor der EU bin ich (und damit wahrscheinliche alle anderen Bürger der EU 
auch) völlig entrechtet und somit „vogelfrei“.  
 

Meine Frage, welchen Status ich in der BRD habe, konnte mir bisher kein „staatliches“ Organ 
mitteilen. Meine Fragen diesbezüglich an die Gerichte, weigert man sich zu beantworten.  
Angeblich sollen die Behörden, Ämter, Regierung etc. gar keine „staatliche Hoheitsge-
walt“ innehaben. Hier soll es sich lediglich um Firmen handeln, die den Anschein einer staat-
lichen Institution erwecken. Eigentlich hielt ich dieses alles für „Verschwörungstheorien“.  
 

Aber meine ganzen Erfahrungen führen immer mehr zu dem Schluss, dass es gar keine Theo-
rie ist, sondern sich tatsächlich um eine Verschwörung handelt. Kritische direkte Fragen wer-
den einfach nicht beantwortet. Man hüllt sich in Schweigen bzw. redet einfach immer um den 
heißen Brei, ohne direkt auf den Punkt zu kommen. Fragen, die mit einem klaren Ja bzw. 
Nein beantwortet werden könnten, weicht man aus.   
 

In der Anlage finden Sie auch noch einen weiteren offenen Brief an das Bundesverfassungs-
gericht. Die dort aufgeführten Fragen sind im Interesse des Volkes auch zu beantworten. Bis-
her ist man dieser Verpflichtung nämlich noch nicht nachgekommen. In der Hoffnung jetzt 
endlich mal Antworten zu erhalten, habe ich diese Anliegen in öffentlichen Briefen dargelegt. 
 

Vielleicht erklären Sie sich ja dazu bereit, auch zu diesen ganzen Themen einmal öffentlich 
Stellung zu beziehen. 
 

gezeichnet 
 
 
 
 
 
Alle Macht geht vom Volke aus. 

Die Regierung handelt im Auftrag des Volkes und hat die Interessen des Volkes zu wahren. 

Die Regierung hat ihr Handeln offen zu legen und das Volk über ALLES zu informieren. 

Eine Regierung kann abgewählt werden, wenn sie gegen das Wohl des Volkes agiert. 

Der Beitritt zur EU wurde genauso wie die Einführung des Euros ohne Zustimmung des Vol-
kes (Volksentscheid = direkte Demokratie) vollzogen.  

Die geheimen Verhandlungen CETA und TTIP sind verfassungswidrig und gefährden die 
Grundrechte. Keine Zustimmung ohne Volksentscheid und Überprüfung durch das BVerfG. 
(- Denn allein eine Klausel die eine Auflösung eines Vertrages verbietet, ist schon verfassungswidrig.) 

Deutschland ist ein friedliches Land und braucht keine Waffen. Das Volk möchte keine Waf-
fen produzieren, geschweige denn sich durch Waffenverkauf  (=Kriegshetze) bereichern.  


